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Spanien

Unmittelbar vor der politischen Sommerpause des Jahres 1978 entschloß sich
Spaniens Regierung zu einem entscheidenden Schritt. Der damalige Premier-
minister Adolfo Suärez beauftragte Spaniens Außenminister Marcelino Oreja,
in Brüssel formell die Mitgliedschaft Spaniens in der Europäischen Gemein-
schaft zu beantragen — drei Jahre nach dem Tode Francos war dies keineswegs
eine Initiative, die von Euphorie oder Optimismus gekennzeichnet war. Gewiß
gab es zum damaligen Zeitpunkt keine politische Gruppierung in Spanien, die
sich einem Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft ernsthaft widersetzte. Wo
sich Franco über vier Jahrzehnte lang mit dem Argument gewehrt hatte, Spa-
nien könne sich notfalls allein, jedenfalls ohne die Hilfe der europäischen
Nachbarn versorgen, begrüßte man den Schritt nach Europa nun als Stützungs-
versuch für die junge, keineswegs konsolidierte Demokratie. Man sollte diese
Hoffnungen, die sich damals quer durch alle spanischen Parteien artikulierten,
in der nachträglichen Betrachtung der schwierigen Beitrittsverhandlungen
nicht unterschätzen.

Das Drängen Madrids auf eine rasche Beitrittslösung wurde von der Sorge
geprägt, daß eine Clique ultra-rechter Militärs der jungen Demokratie den
Garaus machen könnte; besonders im Jahre 1978 hatte sich aufgrund einer ga-
loppierenden Wirtschaftskrise, einem bedrohlich angewachsenen Terrorismus
der baskischen Untergrundorganisation ETA und erste Unruhen innerhalb des
spanischen Militärs eine explosive Krisenstimmung ergeben, die einen Gang
nach Europa gerechtfertigt erscheinen ließ. Spaniens König Juan Carlos und
die von ihm ernannten Regierungschefs waren in der Bekräftigung dieser „eu-
ropäischen Option" besonders von den Regierungen der neun EG-Länder er-
mutigt worden. Der Umschwung von der Diktatur zur Demokratie wurde teil-
weise enthusiastisch begrüßt; schon die erste, von König Juan Carlos gebildete
Übergangsregierung unter Arias Navarro ließ durch Spaniens damaligen Au-
ßenminister Jose-Maria de Areilza in Brüssel durchblicken, daß die Verhand-
lungen über eine Novellierung des Handelsabkommens aus dem Jahre 1970 un-
ter dem Aspekt eines möglichen EG-Beitritts geprüft werden sollten. Die Vor-
lage des Beitrittsantrages im Juli 1977 war die logische Folge einer außenpoliti-
schen Neuorientierung, die wenige Wochen nach dem Tode Francos eingeleitet
worden war.
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In Brüssel wurden die Signale aus Madrid richtig verstanden. Besonders die
Stellungnahme der EG-Kommission, wie sie im Dezember 1978 vorgelegt wur-
de, machte das Dilemma dieses Beitrittswunsches offenbar — ein Widerspruch,
der die vierjährigen Beitrittsverhandlungen bis zum heutigen Zeitpunkt ge-
kennzeichnet hat. Ein Europa der Neun, das heftige interne Konflikte zu beste-
hen hatte, sah sich dem Beitrittsverlangen von drei jungen Demokratien gegen-
über — im Juni 1975 war es bereits Griechenland gewesen, das vor Portugal
(März 1977) und Spanien sein Beitrittsgesuch in Brüssel präsentierte. Nicht an-
ders als bei Griechen und Portugiesen wurde der spanische Antrag aus einer
positiven, politisch-kulturellen Perspektive begründet: Spanien habe ein histo-
risches Recht darauf, einen Platz in der Europäischen Gemeinschaft zu erhal-
ten — die EG dürfe sich dem Beitrittswunsch Spaniens keineswegs verschlie-
ßen. „Seit 1975 haben König Juan Carlos und die spanische Regierung mit der
Unterstützung sämtlicher politischer, wirtschaftlicher und sozialer Kreise den
Prozeß der Wiederherstellung einer pluralistischen demokratischen Regie-
rungsform und der Anerkennung der staatsbürgerlichen Grundrechte eingelei-
tet"1, hieß es in der Stellungnahme der Kommission. Die Bekräftigung, daß die
neue demokratische Staatsform durch eine europäische Einbindung gesichert
werden sollte, gehörte zu dieser politisch-kulturellen Begründung ebenso wie
das Prinzip der Offenheit, zu dem sich die neun EG-Länder bekannten. Die
Präambel der Römischen Verträge, wonach die „anderen Völker Europas auf-
gefordert wurden, sich zu den gleichen hohen Zielen zu bekennen", wurde
auch in Spanien (nicht anders als in Portugal) als Aufforderung zum politischen
Engagement verstanden — noch war man weit davon entfernt, das Beitrittsge-
such lediglich unter dem Aspekt der ökonomischen Integrationsfähigkeit zu in-
terpretieren. Und doch wurde auch in Brüssel der spanische Beitritts wünsch als
Test für die Integrationsfähigkeit der Gemeinschaft verstanden. Der für die Er-
weiterung der EG zuständige Kommissar Lorenzo Natali sprach schon damals
davon, daß die Gemeinschaft aus der geplanten Erweiterung „entweder ge-
stärkt, verwässert oder zerstückelt" hervorgehen werde; vier Jahre später
drückt sich solche Skepsis in den Sätzen aus: „Die Römischen Verträge schufen
eine Gemeinschaft, die für alle europäischen und demokratischen Völker ge-
öffnet sein sollte. Aber diese Erweiterung muß auch garantieren, daß der poli-
tische Prozeß den ökonomischen Anforderungen entspricht"2.

Schon die zeitige Veröffentlichung der Kommissions-Stellungnahme, die ur-
sprünglich erst für das Frühjahr des Jahres 1979 vorgesehen war, illustrierte das
Drängen Madrids. In Brüssel registrierte man eine spürbare Akzentverschie-
bung, nachdem Spanien seinen Mitgliedsantrag abgegeben hatte3. Wo man ur-
sprünglich davon ausgegangen war, daß die Beitrittsverhandlungen mit den
drei Kandidaten in einem ruhigen, zeitlich abgestuften Rhythmus abgewickelt
werden konnten, zeigte sich nun ein Vorpreschen der Spanier, die von mehr als
deutlichen Bemerkungen aus Paris, Rom und London aufgeschreckt worden
waren. Die spanische Regierung präsentierte eilfertig und mit übergroßer
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Pünktlichkeit das angeforderte statistische Unterlagenmaterial; der spanische
Verhandlungsführer bei der EG, Leopoldo Calvo Sotelo, sollte sich bald zum
gefürchteten Unterhändler entwickeln. Das von Madrid vorgelegte Tempo hat-
te das Ziel, eine zeitliche Querverbindung zu den Beitrittsverhandlungen mit
Portugal zu schaffen, die durch eine Serie schwerer Regierungskrisen immer
wieder verzögert worden waren. Aus der fast ultimativ anmutenden Eilfertig-
keit, mit der Spanien den Gang nach Brüssel eingeschlagen hatte, wurde zu-
gleich Selbstbewußtsein deutlich: Hier klopfte keineswegs ein hilfesuchender
Bittsteller an die Türen der EG, sondern ein wirtschaftlich potenter Partner,
der seine nationalen Bedürfnisse geltend machen wollte. Schon eine Übersicht
über die Beitrittsverhandlungen illustriert, wie geschickt die spanische Regie-
rung zuweilen operierte. Nach wenigen Verhandlungsrunden war bereits deut-
lich, daß Frankreich dazu neigte, die Beitrittsverhandlungen möglichst hinaus-
zuzögern. Dem damaligen französischen Präsidenten Giscard d'Estaing ging es
offensichtlich darum, das Thema eines spanischen EG-Beitritts aus dem Wahl-
kampf herauszuhalten, der im Frühjahr 1981 entbrannte: Der französische Prä-
sident befürchtete Mißstimmung bei den französischen Bauern. Seitdem war es
Paris, das in erster Linie die Sicherstellung der sogenannten Gemeinschaftsprä-
ferenz am Agrarmarkt und der „gemeinsamen finanziellen Verantwortung für
die Landwirtschaft " verlangte. Giscard d'Estaing forderte öffentlich eine Revi-
sion der EG-Marktordnungen für Obst, Gemüse und Wein; oft haben die Äu-
ßerungen französischer Politiker in Sachen EG-Beitritt Spaniens jenseits der
Pyrenäen zu schwerer Verstimmung geführt.

Gewiß haben die oft überzogenen Erwartungen der Spanier zuweilen derarti-
ge Reaktionen provoziert. Die Regierung Suärez war entschlossen, die Ver-
handlungen zügig zu betreiben; noch am 25. September 1979 äußerte der dama-
lige Außenminister Oreja in einem Gespräch mit dem deutschen Außenmini-
ster Genscher die Hoffnung, daß die Beitrittsverhandlungen „im wesentlichen"
bis Ende 1980 abgeschlossen sein sollten. Spanien wollte 1983 bereits EG-Voll-
mitglied sein. Es bedurfte nicht jener, in der spanischen Öffentlichkeit als „Gis-
card-Pause" verketzerten Verzögerung der Beitrittsgespräche über den Tag der
französischen Präsidentschaftswahlen hinaus, daß bei den Spaniern allmählich
eine gewisse Ernüchterung eintrat. Als der deutsche Landwirtschaftsminister
Ertl im Oktober 1979 in Madrid von Premierminister Suärez und Europamini-
ster Calvo-Sotelo danach gefragt wurde, ob die EG eine „bewußte Verzöge-
rungstaktik" betreibe, war viel gutes Zureden der deutschen Partner notwen-
dig, um die anhaltende Mißstimmung auf spanischer Seite zu verteiben.

Solche Konfikte illlustrierten, welche Schwierigkeiten mit dem Integrations-
versuch Spaniens verbunden waren. Immer wieder sollte sich zeigen, daß be-
sonders auf dem Agrarsektor die schwersten Hürden aufgetürmt waren. Dank
einer staatlich-gelenkten Preispolitik lagen die meisten Agrarprodukte Spa-
niens unter dem Preisniveau der Gemeinschaft. Es war vorauszusehen, daß sich
die Rentabilitätsaussichten der spanischen Bauern erhöhen würden, sobald die
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gemeinsame EG-Agrarpolitik einmal übernommen worden war: Bei typischen
Mittelmeerprodukten wie Südfrüchten, Wein und Olivenöl war die Annahme
nicht unrealistisch, daß die positiven Rentabilitätsaussichten der spanischen
Bauern hier zu neuen Produktionssteigerungen führten. Aus solcher Marktper-
spektive waren die Befürchtungen Frankreichs und Italiens berechtigt, die sich
gegen die neue spanische Konkurrenz richteten. Aber hatten diese beiden EG-
Länder die möglichen Negativ-Aspekte des spanischen Beitritts nicht auch
überschätzt?

Deutsche EG-Diplomaten in Brüssel und Madrid wiesen immer wieder dar-
auf hin, daß auch andere Marktmechanismen vorstellbar waren: So könnte in
landwirtschaftlichen Bereichen, wo Spanien defizitär produziert (z.B. bei
Fleisch, Getreide und Milchprodukten) eine Entlastung des Gemeinsamen
Marktes eintreten. Sogar bei den gefürchteten Mittelmeerprodukten Spaniens
war zu beachten, daß die spanische Agrarpolitik stets darauf bedacht war,
strukturelle Überschüsse zu verhindern — bei der Weinproduktion war dies ge-
treu dem Motto „statt Menge mehr Qualität" durchaus gelungen. Nicht nur auf
dem Sektor der Agrarpolitik, sondern auch auf dem sozialen Feld wurden die
Schwierigkeiten bald sichtbar. Mit einer Arbeitslosenquote von ca. 15 % war
Spanien besonders an der Freizügigkeit für Arbeitnehmer interessiert, was die
EG-Mitgliedsländer durch lange Übergangszeiten blockierten. Wie schwierig
es den Spaniern fallen sollte, konkrete Vebesserungen in die Wege zu leiten,
sollte sich am Streit um den nationalen Beschäftigungsplan („Acuerdo nacional
sobre el empleo") zeigen. Unter dem Druck von wachsender Inflation (Anfang
1982: 14,6%) und einer Arbeitslosenzahl, die fast an der Zwei-Millionen-
Grenze angelangt ist, hatten Spaniens Unternehmerverband und die beiden
größten Gewerkschaftsunternehmen eine Art Rahmen-Tarifabkommen verein-
bart, in dem Lohnerhöhungen, Betriebsstillegungen, die Unterstützung entlas-
sener Arbeitnehmer sowie die Schaffung neuer Arbeitsplätze untereinander
beraten und abgestimmt werden sollten — für die spanische Tarifpolitik gewiß
ein fast revolutionär erscheinender Druchbruch zu mehr sozialpolitischer Ver-
nunft.

Gewiß ist es diesem, unter großen Schwierigkeiten zustandegekommenen
Vertragswerk zu verdanken, daß die sozialen Konflikte in Spanien spürbar zu-
rückgegangen sind. Der neu entbrannte Streit um den "Acuerdo nacional" illu-
striert freilich, wie rasch ökonomisch-soziale Übereinkommen in den Sog poli-
tischer Entwicklungen geraten: Die Anlehnung des spanischen Unternehmer-
verbandes an die rechtsorientierte Alianza Populär, wie sie bei den Regional-
wahlen in Galicien und Andalusien deutlich wurde, hat gleichzeitig zu einer
Entfremdung zwischen Arbeitgebern und den sozialistischen bzw. kommuni-
stisch gesteuerten Gewerkschaftsorganisationen UGT und CCOO geführt: Die
Unternehmerseite verlangt ultimativ eine Reform des Sozialversicherungssy-
stems, während die Gewerkschaft mit dem Vorwurf aufwartet, die Schaffung
neuer Arbeitsplätze sei vernachlässigt worden. Aber ist nicht gerade eine ge-
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meinsame Aktion zur Vermeidung sozialer Härtefälle im Hinblick auf den bal-
digen EG-Beitritt Spaniens eine dringende Voraussetzung geworden4? Beson-
ders für den Industriesektor gibt es überaus skeptische Prognosen: Zunächst
bringt der spanische EG-Beitritt den EG-Industrieländern einen neuen, weiten
Absatzmarkt. In bestimmten Bereichen, wo Spanien große Produktionskapazi-
täten aufweist (z.B. bei Stahl, Schiffsbau und Textil) müssen die bisherigen
Mitgliedsstaaten mit schärferer Marktkonkurrenz rechnen. Umgekehrt besteht
für kleinere und mittlere Betriebe in Spanien eine akute Verdrängungsgefahr,
sobald die bisherigen Zollschranken der Gemeinschaft fallen. Nach der jüng-
sten Untersuchung des Madrider Instituts für ökonomische Studien würde bei
einer allmählichen Senkung der bisherigen Zollbarrieren folgender Mechanis-
mus eintreten: Die bisher existierenden Zollschranken gewähren noch einen
Schutz, der den Ertrag um durchschnittlich 20,2 % steigert — gemessen an der
Situation, die nach Senkung der Zollschranke bei größerer Marktkonkurrenz
existiert. Ein EG-Beitritt würde die Zollschranke für zahlreiche Industriepro-
dukte Spaniens auf 4% reduzieren, was eine Ertragseinbuße von 9% bedeu-
tet3. Es wird sehr darauf ankommen, daß Spaniens kleinere und mittlere Un-
ternehmer auf diese Entwicklung vorbereitet werden und sich auf Umstruk-
turierungsmaßnahmen vorbereiten können; Skeptiker sagen den Zusammen-
bruch von Klein- und Mittelindustrien heute schon voraus.

Sowohl die spanischen Unternehmerverbände CEOE wie die organisierten
Klein- und Mittelunternehmen lassen wachsende Skepsis gegenüber einem EG-
Beitritt erkennen: Die Klein- und Mittelunternehmen fürchten die Einführung
der Mehrwertsteuer; die spanischen Banken wehren sich vehement gegen den
Zugang ausländischer Banken auf den spanischen Kapitalmarkt — wegen ihrer
extrem hohen Dienstleistungskosten erscheinen Spaniens Banken gegenüber
europäischen Banken kaum konkurrenzfähig. Außerdem waren den spani-
schen Banken unter dem franquistischen Wirtschaftssystem begrenzte Teilkapi-
talmärkte gesichert worden, was den Konkurrenzkampf auf dem freien Kapi-
talmarkt verhinderte. Auch dies gehört zur spanischen innenpolitischen Reali-
tät: So wie man sich dem spanischen NATO-Beitritt nur zögernd und voll inne-
rer Widersprüche zugewandt hat, könnte die Enttäuschung über die Folgen des
EG-Beitritts zu einem politischen Einstellungswandel mit desintegrativen Kon-
sequenzen führen. Für eine EG-Integration Spaniens votieren heute vor allem
die für den Binnenmarkt produzierenden multinationalen Unternehmen, doch
die wachsende Unzufriedenheit über die ökonomische Situation des Landes
kann zu einer Polarisierung zwischen den politischen Gruppen führen — wie es
das Regional-Wahl-Ergebnis in Andalusien aufgezeigt hat, wo die sozialistische
Linke und die konservative Rechte auf Kosten des bürgerlichen Zentrums ge-
wannen. Eine weitere Zersplitterung der bürgerlichen Mitte, wie immer dies
begründet sein mag, gefährdet jedoch Spaniens brüchige Demokratie.

„Spanien ist ein Teil von Europa, und Europa ist unvollständig ohne Spa-
nien"6, hatte der Präsident der Europäischen Kommission Roy Jenkins am 5.
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Februar 1979 gesagt, als in Brüssel die Beitrittsgespräche zwischen der EG und
Spanien begannen. Dieser Versuch zur Integration eines beitrittswilligen Lan-
des kann nicht zurückgenommen, sondern muß konsequent fortgesetzt werden.
Doch die Mahnung des deutschen Bundeskanzlers Helmut Schmidt im Verlauf
der festlichen Verleihung des Karls-Preises an Spaniens König Juan Carlos, wo-
nach man sich davor hüten solle, „unmittelbare Vorteile" zu gewinnen — dieser
Ratschlag ist gewiß hilfreich; denn er schützt vor unbegründeten Hoffnungen
und Euphorien. Spaniens Weg nach Europa ist mehr denn je von Risiken und
unvorhersehbaren Entwicklungen geprägt. Für die innenpolitische Entwick-
lung des Landes wird Europa nur die Rolle des Helfers übernehmen können —
und die Rolle eines aufmerksamen Beobachters bei Spaniens immer noch ris-
kantem Versuch, die Demokratie nach über vier Jahrzehnten Diktatur zu stabi-
lisieren.

Portugal

Auf den ersten Blick scheint es gerechtfertigt zu sein, Portugal mit seinem
Nachbarn Spanien zu vergleichen. Beide Länder präsentierten ihr Beitrittsge-
such in Brüssel fast gleichzeitig (Mai 1977) - nicht anders als in Spanien hatte
sich auch in Portugal ein Umschwung der politischen Staatsform ergeben. Na-
türlich wurde auch in Portugal die Notwendigkeit eines EG-Beitritts mit dem
Wunsch begründet, die wirtschaftliche und die politsche Situation des Landes
zu stabilisieren. „Was hätten wir denn für eine Alternative?" fragte im Verlauf
einer Rundfunkdiskussion kürzlich der ehemalige portugiesische Agrarminister
Alvaro Barreto und gab selbst die Antwort: „Ohne Hilfe der Europäischen Ge-
meinschaft wären wir gezwungen, unsere Wirtschaft allein und ohne fremde
Hilfe zu modernisieren"7. Doch die portugiesische Option für Europa geht weit
über diese rein ökonomische Betrachtungsweise hinaus. Fünf Jahre nach dem
Beitrittsgesuch in Brüssel und acht Jahre nach der April-Revolution ist die
Mehrheit der portugiesischen Parteien davon überzeugt, daß ein EG-Beitritt
für die Wirtschaft und Demokratie des Landes hilfreich sein kann.

Doch die solidarische Unterstützung, die der damalige Premierminister Ma-
rio Soares für seine Europa-Initiative in Richtung Brüssel erhielt, ist einer all-
gemeinen Skepsis gewichen. Gewiß wächst in Portugal die Furcht, daß man in
den Schatten des größeren spanischen Konkurrenten gelangen könnte: Die
Krise der Gemeinschaft und die Schwierigkeiten im Verhältnis zwischen Spa-
nien und Frankreich haben auch das Tempo der Beitrittsverhandlungen zwi-
schen Brüssel und Lissabon nicht unberührt gelassen; obwohl Portugal seinen
Beitrittsantrag drei Monate früher als Spanien präsentierte, wird dieser wohl
gleichzeitig mit dem spanischen behandelt und abgeschlossen werden. Die Ge-
meinschaft will die Erweiterung als „Gesamtproblem" betrachtet wissen — und
in Portugal wächst die Befürchtung, daß man dann seine Probleme nicht mehr
so erfolgreich wie bisher wahrnehmen kann.

Dennoch ist bei der Betrachtung der innenpolitischen Szenerie in Portugal
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ein fundamentaler Unterschied zur Diskussion in Spanien zu erkennen. Wo
sich in Spanien alle Parteien von der eurokommunistischen Linken, über die
Sozialisten, Zentrumsdemokraten bis hin zur rechts-konservativen Alianza Po-
pulär hinter den Beitrittswunsch der Regierung stellten, klaffen in Portugal die
Unterschiede weit auseinander. Die moskau-treue, ideologisch orthodoxe Par-
tei der portugiesischen Kommunisten hat verständlicherweise immer gegen ei-
nen portugiesischen EG-Beitritt votiert; doch für die politischen Gruppierun-
gen rechts von den Kommunisten gilt der Grundsatz, daß die Sozialisten den
EG-Beitritt unter anderem Blickwinkel als das, in der Mitte-Rechts-Koalition
Alianca Democratica zusammengeschmiedete bürgerliche Lager interpretie-
ren. So gehen Portugals Sozialisten noch heute davon aus, daß ein Beitritt zum
Europäischen Markt nicht automatisch eine Änderung der gegenwärtigen Wirt-
schafts- und Gesellschaftsstruktur zur Folge haben muß: Zwischen der kapitali-
stischen Logik der Europäischen Gemeinschaft und der sozialistischen Realität
Portugals müsse nicht unbedingt ein Widerspruch existieren. Folgerichtig stem-
men sich Portugals Sozialisten gegenwärtig gegen alle Versuche, das „sozialisti-
sche Erbe" der revolutionären Verfassung zugunsten privatkapitalistischer Op-
tionen aufzugeben: Das Mitte-Rechts-Bündnis der Alianca Democratica will
den privaten Sektor zu Lasten des öffentlichen Bereichs erweitern. Dabei soll
die Verstaatlichung weitgehend rückgängig gemacht werden, die im zweiten
Jahr nach der April-Revolution, zwischen März und September 1975 in teilwei-
se großem Stil durchgeführt wurde. Während dieser Periode wurden in Portu-
gal 245 Betriebe verstaatlicht, unter ihnen 19 Banken, 36 Versicherungen, 16
Elektrizitätswerke, 4 Petroleumsgesellschaften, acht Metallwerke, 61 Trans-
portgesellschaften sowie 6 Unternehmen der Papier- und Zellstoffindustrie.
Die Nationalisierung dieser Unternehmen, die bis heute zu einer großen Kapi-
talflucht ins Ausland führte, ist damals unter dem Beifall einer linken europäi-
schen Öffentlichkeit vorgenommen worden. Dennoch wurde im Verlauf der
nachträglichen Entwicklung (und besonders während der nach-revolutionären
Periode) die Fragwürdigkeit immer klarer, inmitten eines marktwirtschaftlich-
kapitalistischen Europas eine sozialistische Wirtschafts- und Gesellschafts-
struktur zu installieren — und dabei auf die Hilfe dieses Europas angewiesen zu
sein.

Die Frage führt mitten in die tagespolitsche Auseinandersetzung des Landes
hinein. Für das Mitte-Rechts-Bündnis der Alianca Democratica steht die Auf-
hebung von Nationalisierungen und Enteignungen an der Spitze des politisch-
ökonomischen Reformkatalogs. Der EG-Beitritt, den Portugals tödlich verun-
glückter Premierminister Francisco Sa Carneiro noch die „Priorität der Priori-
täten" nannte, wird als Instrument zur Rückgängigmachung der Revolution in-
terpretiert. Es gehört zur politischen Ironie, daß man heute ausgerechnet von
Europa eine Hilfe bei innenpolitischen Korrekturen erwartet, nachdem alle
Ratschläge dieses Europa doch auch bedenkenlos in den Wind geschlagen wor-
den waren. Aber ist die Annahme berechtigt, daß ein portugiesischer EG-
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Beitritt zugleich eine Änderung der sozialistischen Wirtschafts- und Gesell-
schaftsstruktur zur Folge haben könnte?

Aus dem EG-Vertrag läßt sich eine solche Konsequenz nicht zwingend be-
gründen; denn der Vertrag läßt die „Eigentumsordung in den Mitgliedsstaaten"
unberührt und überläßt es der portugiesischen Regierung, über die Existenz
oder Korrektur der Verstaatlichungsmaßnahmen zu entscheiden. Aber die EG-
Mitgliedsstaaten werden doch auch zu einer „nationalen Politik" aufgefordert,
die die „Erfüllung der marktwirtschaftlichen und liberalen Grundsätze der Ge-
meinschaft nicht gefährdet", sondern sie „sichert und erleichtert". „So ist es
zum Beispiel fraglich, ob die Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft und die Re-
geln über freie Niederlassung von Unternehmen es zulassen, daß bestimmte
Wirtschaftszweige allein dem staatlichen Sektor vorbehalten sind, wie es in
Portugal bisher der Fall ist"8. Aus solcher Beobachtung läßt sich schließen, daß
die Hoffnungen des portugiesischen Bürgertums auf eine Korrektur der Soziali-
sierungsmaßnahmen aus Brüssel zumindest ein positives, unterstützendes Echo
finden würden. Die politische Konzeptionslosigkeit des revolutionären Auf-
bruchs, der immer wieder plebiszitären Korrekturen unterworfen wurde, spie-
gelt sich bis heute in der portugiesischen Tagespolitik wider: Noch immer ge-
hört es zum Hauptwiderspruch in Portugal, daß sich das Land zwischen Kapita-
lismus und Sozialismus zu entscheiden hat, daß es den Beitritt zur EG zwar be-
jaht, obwohl es einen europäischen Lebensstandard wohl nie erreichen wird -
und daß sich die Regierungen längst im Schlepptau ausländischer Geldgeber
befinden. Das ökonomische Stabilisierungsprogramm des internationalen
Weltwährungsfonds greift mit seinen Auflagen nicht nur tief in die Sozialstruk-
tur des Landes ein, indem es über die Forderung nach Kürzung der öffentlichen
Kredite, nach Reduzierung von Inflation und dem Abbau von Arbeitslosigkeit
sowie einer Beschränkung des privaten Konsums schwere soziale Konflikte
heraufbeschwört — wichtig ist der Hinweis, daß sich bei der Beurteilung der
portugiesischen Wirtschaftsstruktur der „Markt" längst als Gradmesser der
Wirtschaftspolitik herausgebildet hat9.

In Portugal ist heute oft die Meinung zu hören, daß das Land einen EG-Bei-
tritt gar nicht mehr nötig habe, weil es als Mitglied der EFTA bereits seit 1972
ein Handelsabkommen abgeschlossen hat: Beide Seiten haben ihre Handels-
barrieren gesenkt, wobei sich der portugiesische Markt für EG-Importe weitge-
hend geöffnet hat. Gerade das Handelsabkommen mit der EG illustriert, daß
einerseits eine gewisse Schutzbedürftigkeit der portugiesischen Wirtschaft exi-
stiert — und daß sich die EG vor portugiesischen Einfuhren schützt, sobald die
portugiesische Industrie und Landwirtschaft Konkurrenzvorteile genießt. So
hat die Europäische Gemeinschaft seit dem 1. Juli 1976 ihre Einfuhrzölle ge-
genüber Portugal abgeschafft; bei konkurrenzstarken Produkten wie Holzver-
arbeitung und Textilbekleidung behält sie jedoch Einfuhrhemmnisse bei, die
nach dem Wunsch Großbritanniens und Frankreichs auch aufrechterhalten
bleiben sollen. Dies hat zu großer Verstimmung bei den portugiesischen Textil-
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Unternehmen geführt, die sich Anfang 1982 sogar mehrheitlich gegen einen
portugiesischen EG-Beitritt ausgesprochen haben. Schon dieser Meinungswan-
del zeigt, wie empfindlich man in Portugal auf Brüsseler Verzögerungstaktiken
reagiert. Die geringen Aussichten, die sich im industriellen Sektor und im Be-
reich der Landwirtschaft mit einem EG-Beitritt verbinden, haben frühere Eu-
phorien weiter gedämpft. Zweifellos würde Portugal in einem Europa der
Zwölf das Land mit der geringsten Produktivitätsrate sein; die Dominanz von
Kleinunternehmen erschwert eine moderne Industriepolitik, die das wirtschaft-
liche Wachstum des Landes ankurbeln könnte. 84 % aller portugiesischen Un-
ternehmen haben weniger als 50 Beschäftigte; in nur 0,3 % der Gesamtunter-
nehmen sind mehr als Tausend Arbeitnehmer beschäftigt. Nur in einem Bruch-
teil der Unternehmen ist ein technischer Entwicklungsstand vorhanden, der
sich mit anderen EG-Ländern vergleichen ließe. Ein Teil der größeren Unter-
nehmen befindet sich darüberhinaus unter staatlicher Kontrolle.

Auch auf dem landwirtschaftlichen Sektor läßt sich aufzeigen, daß sich wirt-
schaftliches Wachtum und Industrialisierung in Portugal langsamer als z.B. in
Spanien vollzogen haben. Auf dem Agrarsektor sind rund ein Drittel der Er-
werbsbevölkerung beschäftigt, die 15 % des Bruttoinlandsprodukts erwirt-
schaften. Aber auch hier ist der EG-Beitritt längst zu einer brisanten politi-
schen Frage geworden, an der sich immer wieder Konflikte zwischen der Kom-
munistischen Partei Portugals und den übrigen Parteien des Landes entzünden:
Besonders die kollektivierte Agrarreformzone des Alentejo im Süden des Lan-
des wird oft als Ursache dafür genannt, daß Portugals Außenhandel negative
Zahlen aufweist. Nach wie vor muß Portugal Mais und Ölfrüchte importieren
— aber auch Weizen, weil die nationale Produktion durch die negativen Aus-
wirkungen der Bodenreform auf mehr als die Hälfte zurückgegangen ist10. Der
gesamte portugiesische Zuckerbedarf von jährlich über 300000 Tonnen muß
importiert werden, was immer wieder neu ein Loch in die Handelsbilanz reißt.
„Das geringe Interesse, das die führenden politischen Kreise an der Landwirt-
schaft zeigten, hat durch die revolutionären Landbesetzungen in Südportugal
eine Wandlung erfahren: Die anarchischen Zustände in der sogenannten Bo-
denreformzone wurden zu einem der wichtigsten Probleme des Landes. Die
Zentralgewalt in Lissabon sah sich über Jahre hindurch nicht in der Lage,
Recht und Ordnung wiederherzustellen. Auch heute noch ist die Einflußmög-
lichkeit der staatlichen Administration auf die agrarischen Kollektivwirtschaf-
ten, die überwiegend unter straffer Leitung der kommunistischen Partei ste-
hen, gering"11. Dieses Urteil eines deutschen Agrarexperten illustriert die Po-
larisierung der öffentlichen Meinung, sobald in Portugal nach Schuldigen für
die ökonomische Misere gesucht wird.

Das Hauptfeld für die innenpolitische Auseinandersetzung präsentiert sich
im Alentejo, wo Kommunisten in den kollektiv verwalteten Kooperativen ihre
letzten Bastionen besitzen und wo es längst Mode geworden ist, die Rentabili-
tät von privat bewirtschafteten und kollektiv geleiteten Höfen zu vergleichen,
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um die Ergebnisse dann für die politische Auseinandersetzung zu benutzen.
Nach Abschluß der Landrückgaben, die im Jahre 1977 nach der Verabschie-
dung eines umstrittenen Agrarreformgesetzes begonnen wurden, befinden sich
heute ca. 500000 ha Land in den Händen kollektiv verwalteter Kooperativen.
Auf eine Rückgabe der einstmals enteigneten Ländereien wird in der Haupt-
stadt Lissabon gedrängt — besonders im Gebiet des Alentejo wird sich Portu-
gals Innenpolitik (auch nach vollzogener Mitgliedschaft in der EG) entschei-
den.
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